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Abfuhr für den Pakt des Vizekanzlers

Heftige Kritik an Gorbachs Lärmschutzpakt bei Infoabend der Transitplattform. Unter Beschuss auch anwesende Nationalräte. 

SPITTAL. Die heißeste Phase des Wahlkampfes ist erreicht und das spiegelte sich auch bei der Informationsveranstaltung der Transitplattform im Spittaler Stadtsaal wider. An politischen Seitenhieben mangelte es keineswegs und nach den verschiedenen Referaten entflammte eine heiße Diskussion zwischen Publikum und den anwesenden Nationalratsabgeordneten. "Jetzt habe ich deine Prügel einstecken müssen", meinte NRAbg. Josef Winkler beim Verlassen des Rednerpultes zu NRAbg. Uwe Scheuch, der im Anschluss nicht minder Kritik einstecken musste. 

Schutzpakt unter Beschuss 

Heißestes Thema des Abends war zweifelsohne der Lärmschutzpakt, mit dem Vizekanzler Hubert Gorbach bei den Bürgermeistern von Gmünd, Krems und Rennweg abgeblitzt ist. "Die Erklärung ist das Papier nicht wert, auf dem sie geschrieben ist", meinte der Rennweger Vizebürgermeister Helmut Kari. Es handle sich dabei, so Kari, um eine politische Willenserklärung, die nicht rechtsverbindlich ist. Unter Beschuss geriet vor allem ein Punkt in Gorbachs Vereinbarung, in dem es heißt, dass der Bau der Umweltbegleitmaßnahmen vom Bau des zweiten Tunnels "abhängig" sei. "So kann es nicht sein. Entweder wir sind für den Tunnel oder es gibt keinen Lärmschutz", brachte es Kari auf den Punkt. Ein Zwischenrufer sprach sogar von Erpressung, denn der Lärmschutz hätte bereits "vor 20 Jahren errichtet werden müssen". In Bezug auf die Tatsache, dass die Salzburger Bürgermeister den Pakt unterschrieben haben, meinte ein Diskussionsteilnehmer: "Die Salzburger haben sich kaufen lassen, die Kärntner dürfen das nicht tun." Tatsache ist, dass die Salzburger deutlich mehr Geld pro Autobahnkilometer erhalten. Von den 243 Millionen Euro fließen nur 30 nach Kärnten. 

"Juristisch nicht sauber" 

Ins Kreuzfeuer der Kritik geriet die Vorgehensweise in Bezug auf die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). Nationalratsabgeordnete Eva Glawischnig bezeichnete das Zerstückeln des Gesamtprojektes in zwei Tunnelprojekte als "juristisch nicht sauber" Ein Großteil der zahlreich erschienenen Zuhörer pflichtete dem bei. 
"Zu den Bauverhandlungen in Rennweg: Wenn einer in Spittal eine Würstlbude aufmacht, hat er mehr Aufwand", so Kari.
